
die Beratung im Kollektiv ist kein zulässiges Beweis­
mittel und hat daher zu unterbleiben. In der Regel wird 
es notwendig sein, daß sich das Gericht an das Kollek­
tiv wendet, dessen Vertreter trotz ordnungsgemäßer 
Ladung nicht erschienen ist, um zu sichern, daß der 
Vertreter unter dem Einfluß des Kollektivs der Ladung 
Folge leistet.
In den Strafakten finden sich noch häufig Beurteilun­
gen der gegenwärtigen und z. T. auch früherer Arbeits­
stellen des Angeklagten. Solche Beurteilungen dürfen 
nicht zum Zwecke des Beweises verlesen werden. 
Selbstverständlich können dem Angeklagten aus sol­
chen Beurteilungen Vorhalte gemacht werden. Ergeben 
sich daraus wesentliche Fakten, deren Aufklärung für 
die Wahrheitserforschung notwendig ist, so sind ent­
sprechende Zeugen zu laden.
Falls das Gericht der vom Vertreter des Kollektivs in 
der Hauptverhandlung vorgetragenen Auffassung nicht 
beipflichtet, muß es sich im Urteil damit auseinander­
setzen.

Zur Mitwirkung gesellschaftlicher Ankläger 
und Verteidiger
Das Auftreten gesellschaftlicher Ankläger und gesell­
schaftlicher Verteidiger in der Hauptverhandlung hat 
— wie Untersuchungen der Bezirksgerichte und des 
Obersten Gerichts zeigen — wesentlich zur effektiveren 
Gestaltung der Rechtsprechung geführt. Die Qualität 
der Mitwirkung gesellschaftlicher Ankläger und Vertei­
diger hat sich erhöht. Sie nehmen aber in noch zu ge­
ringem Umfang die Möglichkeit wahr, Anträge — spe­
ziell Beweisanträge — zu stellen (§§ 55 Abs. 1, 56 Abs. 1 
StPO). Sowohl bei der Anleitung in Vorbereitung auf 
die Hauptverhandlung als auch in der Beweisaufnahme 
werden sie noch nicht in genügendem Maße auf dieses 
Recht hingewiesen.
In der Praxis haben Sich die Grundsätze über die Ver­
fahrensweise bei der Entscheidung über die Zulassung 
gesellschaftlicher Ankläger und gesellschaftlicher Ver­
teidiger — wie sie bereits in der Richtlinie Nr. 22 des 
Obersten Gerichts entwickelt worden waren — weitge­
hend durchgesetzt. Bei Vorliegen eines entsprechenden 
Antrags entscheiden die Gerichte bereits im Eröff­
nungsverfahren über die Zulassung des gesellschaft­
lichen Anklägers oder Verteidigers. Bei diesen gemein­
sam mit den Schöffen zu treffenden Entscheidungen 
wird verantwortungsbewußt geprüft, ob ein Auftrag 
eines dazu berechtigten Kollektivs oder Organs vor­
liegt. In Zweifelsfällen oder bei Unklarheiten wird mit 
den betreffenden Kollektiven oder Organen Verbin­
dung aufgenommen (§ 197 Abs. 1 StPO). Zuweilen wer­
den allerdings die bei der Entscheidung über die Zulas­
sung auftretenden Probleme nicht rechtzeitig geklärt. 
Das führt in der Hauptverhandlung oft zu Schwierig­
keiten, besonders hinsichtlich der Frage, ob tatsächlich 
ein konkreter Auftrag eines Kollektivs oder gesell­
schaftlichen Organs vorliegt. Ist die Entscheidung über 
die Zulassung in solchen Fällen nicht gleichzeitig mit 
der Eröffnung möglich, so sollte die Klärung zu einem 
Zeitpunkt erfolgen, der noch eine qualifizierte Vorbe­
reitung der gesellschaftlichen Kräfte zuläßt. Der Grund­
satz, daß spätestens bis zum Beginn der Hauptverhand­
lung über die Zulassung entschieden werden kann, wird 
davon nicht berührt.
Die Berechtigung bestimmter Kollektive und Organe 
zur Beauftragung von gesellschaftlichen Anklägern und 
Verteidigern wird z. T. noch zu eng aufgefaßt und da­
mit das Recht der Werktätigen bei der Wahrnehmung 
dieser Teilnahmeformen unzulässig eingeengt. So 
räumte z. B. das Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt in 
einem Verfahren einer Berufsvereinigung von selbstän­
digen Gewerbetreibenden und Handwerkern kein Recht

ein, in der kollektiven Beratung einen gesellschaftlichen 
Ankläger zu benennen. Das Kreisgericht Werdau lehnte 
in einem Verfahren — gestützt auf die Meinung des Be­
zirksgerichts — die Zulassung eines vom Leitungskollek­
tiv eines volkseigenen Betriebes beauftragten gesell­
schaftlichen Anklägers ab. Auf den Hinweis des Kreis­
gerichts, daß dieses Kollektiv zur Antragstellung nicht 
berechtigt sei, faßte dann die Betriebsgewerkschaftslei­
tung den Beschluß, den vom Leitungskollektiv benann­
ten Kollegen als gesellschaftlichen Ankläger zu entsen­
den. Hier wurden vom Gericht formale Anforderungen 
gestellt, denn in den genannten Fällen fühlten sich die 
leitenden Organe der durch die Straftaten betroffenen 
Bereiche zur Beauftragung eines gesellschaftlichen An­
klägers richtigerweise berechtigt und auch verpflichtet.
Gesellschaftlicher Ankläger oder gesellschaftlicher Ver­
teidiger sind in der Hauptverhandlung vorzustellen 
(§ 221 Abs. 2 StPO). Sie haben das Recht auf ununter­
brochene Anwesenheit in der Hauptverhandlung. Er­
scheint der gesellschaftliche Ankläger oder Verteidiger 
zur Hauptverhandlung nicht, so muß das Gericht prü­
fen, ob es unter Berücksichtigung der Bedeutung der 
Strafsache, cjer Forderung nach Konzentration des Straf­
verfahrens und seiner gesellschaftlichen Wirksamkeit 
notwendig ist, einen neuen Termin anzuberaumen 
(§ 217 Abs. 3 StPO). Grundvoraussetzung für den Ver­
zicht auf die Teilnahme aus solchen Erwägungen ist 
jedoch die ordnungsgemäße Ladung. Wenn diese ver­
säumt wurde und die Mitwirkung des bereits zugelas­
senen gesellschaftlichen Anklägers oder Verteidigers 
anderweit nicht sichergestellt werden kann, ist die 
Durchführung der Hauptverhandlung unter „Verzicht 
auf die Teilnahme“ nicht zulässig. Richtigerweise hat 
deshalb der Rechtsmittelsenat des Bezirksgerichts Gera 
auf Protest des Staatsanwalts das Urteil des Kreisge­
richts Jena-Stadt mit folgender Begründung aufgeho­
ben:

„Die Entscheidung über die Notwendigkeit der Teil­
nahme eines gesellschaftlichen Anklägers setzt zwin­
gend voraus, daß er ordnungsgemäß geladen, auf seine 
Rechte und Pflichten bei der Mitwirkung hingewiesen 
und unterstützt wird. Die dem Gericht eingeräumte 
Möglichkeit, auf Teilnahme des gesellschaftlichen An­
klägers zu verzichten, kann das Kreisgericht erst dann 
in Erwägung ziehen, wenn alle übrigen gesetzlichen 
Bestimmungen beachtet worden sind und der gesell­
schaftliche Ankläger trotz ordnungsgemäßer Ladung 
zur Hauptverhandlung nicht erscheint.“

Der gesellschaftliche Ankläger kann von seinem Auf­
trag zurücktreten, wenn sich aus der Beweisaufnahme 
neue, entlastende, die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
des Angeklagten ausschließende oder erheblich min­
dernde Umstände ergeben (§ 55 Abs. 1 StPO). Es ist aber 
nicht möglich, daß der gesellschaftliche Ankläger auf 
Grund solcher Feststellungen für den weiteren Ver­
lauf des Verfahrens als gesellschaftlicher Verteidiger 
auftritt. Der gesellschaftliche Verteidiger kann dagegen 
von seinem Auftrag zurücktreten, wenn neue bela­
stende, die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Ange­
klagten wesentlich erhöhende oder diese begründende 
Umstände festgestellt wurden (§ 56 Abs. 1 StPO). Nur 
unter solchen Bedingungen sind diese gesellschaftlichen 
Kräfte nicht an den Auftrag ihres Kollektivs gebun­
den.
Die zahlenmäßige Entwicklung der Mitwirkung von ge­
sellschaftlichen Anklägern und gesellschaftlichen Ver­
teidigern ist in den einzelnen Bezirken und Kreisen 
noch recht unterschiedlich. So wirkten im I. Quartal 
1968 im DDR-Durchschnitt gesellschaftliche Ankläger 
in 16,6 % und gesellschaftliche Verteidiger in 5,3 % der 
von den Gerichten durchgeführten Strafverfahren mit. 
Bei den gesellschaftlichen Anklägern liegt die Mitwir-
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